
Übersicht Bundesländer – Beherbergungsverbote für Reisende aus innerdeutschen 
Risikogebieten, Stand 16.10.2020 

 

Baden-Württemberg: 

Aktuell gilt:  

Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 15.10.2020: 
Beherbergungsverbot wegen Unverhältnismäßigkeit mit sofortiger Wirkung außer Vollzug 
gesetzt: 

https://verwaltungsgerichtshof-baden-wuerttemberg.justiz-
bw.de/pb/,Lde/Startseite/Medien/Corona-
Verordnung_+Beherbergungsverbot+wegen+Unverhaeltnismaessigkeit+ausser+Vollzug+geset
zt/?LISTPAGE=1213200 

Beherbergungsverbot:       

(1) Es ist untersagt, in Beherbergungsbetrieben Gäste zu beherbergen, die sich in einem Land-, 
Stadtkreis oder einer kreisfreien Stadt innerhalb der Bundesrepublik Deutschland aufgehalten oder 
darin ihren Wohnsitz haben, in dem der Schwellenwert von 50 neu gemeldeten SARS-CoV-2-Fällen 
(Coronavirus) pro 100.000 Einwohner in den vorangehenden sieben Tagen (7-Tage-Inzidenz) 
überschritten wurde. Maßgeblich hierfür sind die Veröffentlichungen des Robert-Koch-Instituts.  

(2) Absatz 1 gilt nicht für Gäste, die gegenüber dem Beherbergungsbetrieb       

1. glaubhaft machen, dass sie sich in den vorangehenden sieben Tagen vor dem Beginn der 
Beherbergung nicht in einem Land-, Stadtkreis oder einer kreisfreien Stadt nach Absatz 1 aufgehalten 
haben, oder  

2. nachweisen, dass sich das Infektionsgeschehen nach Absatz 1 Satz 1 auf einen örtlich 
abgrenzbaren Bereich innerhalb der jeweiligen Gemeinde oder Stadt begrenzt hat und glaubhaft 
machen, dass sie sich in den vorangehenden sieben Tagen vor dem Beginn der Beherbergung nicht 
in diesem Bereich aufgehalten haben, oder       

3. nachweisen, dass keine Anhaltspunkte einer Infektion mit dem Coronavirus bei ihnen vorhanden 
sind.  

Der Nachweis nach Satz 1 Nummer 2 kann durch Vorlage einer Bescheinigung der für den 
Infektionsschutz örtlich zuständigen Behörde des betroffenen Bereichs erfolgen. Der Nachweis nach 
Satz 1 Nummer 3 muss durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses nach § 3 erfolgen.       

Ärztliches Zeugnis:       

Das ärztliche Zeugnis nach § 2 Absatz 2 Satz 2 muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst 
sein und sich auf eine molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus stützen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem sonstigen durch 
das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat durchgeführt wurde. Das ärztliche Zeugnis darf nicht 
älter als 48 Stunden sein und muss der Textform entsprechen. Ein aus einem fachärztlichen Labor 
stammender Befund steht einem ärztlichen Zeugnis gleich, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1 
und 2 erfüllt sind.  

Verarbeitung personenbezogener Daten:       

Der Beherbergungsbetrieb hat ausschließlich zum Zwecke der Auskunftserteilung gegenüber dem 
Gesundheitsamt oder der Ortspolizeibehörde nach folgende personenbezogene Daten des Gastes zu 
erheben und zu speichern:  

https://verwaltungsgerichtshof-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Medien/Corona-Verordnung_+Beherbergungsverbot+wegen+Unverhaeltnismaessigkeit+ausser+Vollzug+gesetzt/?LISTPAGE=1213200
https://verwaltungsgerichtshof-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Medien/Corona-Verordnung_+Beherbergungsverbot+wegen+Unverhaeltnismaessigkeit+ausser+Vollzug+gesetzt/?LISTPAGE=1213200
https://verwaltungsgerichtshof-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Medien/Corona-Verordnung_+Beherbergungsverbot+wegen+Unverhaeltnismaessigkeit+ausser+Vollzug+gesetzt/?LISTPAGE=1213200
https://verwaltungsgerichtshof-baden-wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Medien/Corona-Verordnung_+Beherbergungsverbot+wegen+Unverhaeltnismaessigkeit+ausser+Vollzug+gesetzt/?LISTPAGE=1213200


Vor- und Nachname, 

1. Anschrift, 
2. Telefonnummer, 
3. Datum und Zeitraum der Anwesenheit im Beherbergungsbetrieb, 
4. Wohnsitz oder Wohnsitze, 
5. Aufenthaltsorte der vorangehenden sieben Tage, wenn von Nummer 5 abweichend, 
6. den Umstand der Einsichtnahme in die Nachweise nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 oder 

Nummer 3. 

(2) Die Daten nach Absatz 1 Nummern 1 bis 4 sind für einen Zeitraum von vier Wochen ab 
Beendigung des Aufenthalts aufzubewahren und sodann zu löschen. Die Daten nach Absatz 1 
Nummern 5 bis 7 sind nach Beendigung der Beherbergung zu löschen. Es ist zu gewährleisten, dass 
Unbefugte keine Kenntnis von den Daten erlangen.       

(3) Die Daten nach Absatz 1 darf der Beherbergungsbetrieb ausschließlich zur Überprüfung einer 
Ausnahme nach § 2 Absatz 2 verwenden.  

(4) Die allgemeinen Bestimmungen über die Verarbeitung personenbezogener Daten bleiben 
unberührt.  

Bayern: 

Das umstrittene Beherbergungsverbot für Reisende aus Corona-Hotspots läuft in Bayern am 

16.10.2020 aus. Die Staatsregierung verzichte auf eine Verlängerung der Vorschrift, "wir 

belassen es dabei", sagte Staatskanzleichef Florian Herrmann (CSU) am Freitag (16.10.2020) 

der Deutschen Presse-Agentur. Zur Begründung sagte Herrmann, dass man darauf setze, dass 

die Länder die Beschlüsse der Bund-Länder-Vereinbarung aus dieser Woche umsetzten. 

Herrmann betonte, dass das Beherbergungsverbot aber weiter im "Instrumentenkasten" für 

den Kampf gegen die Pandemie enthalten bleibe. Sollte es notwendig werden, könne es somit 

wieder angewendet werden. 

Berlin: 

Aktuell kein Beherbergungsverbot für Reisende aus innerdeutschen Risikogebieten. 

Brandenburg: 

Aktuell gilt: Beherbergungsverbot für Gäste, die aus einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt der 
Bundesrepublik Deutschland anreisen, in dem bzw. der in den letzten sieben Tagen vor der Anreise 
eine stark erhöhte Zahl von Infizierten zu verzeichnen war. Diese Zahl liegt bei 50 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohner innerhalb einer Woche und bezieht sich auf eine flächige Ausbreitung des Virus, 
die über einen klar identifizierbaren und isolierbaren Bereich oder eine Einrichtung hinausgeht. Sofern 
das Infektionsgeschehen in dem betreffenden Landkreis oder der betreffenden kreisfreien Stadt oder 
dem betreffenden Stadtstaat lokal begrenzt ist und dies durch die zuständigen Behörden öffentlich 
bekanntgegeben wurde, beschränkt sich das Verbot nach Satz 1 auf die bekanntgegebenen Bereiche. 
Für das Land Brandenburg werden derartige Bereiche regelmäßig auf der Internetseite des 
Landesamtes für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit bekanntgegeben 
(https://kkm.brandenburg.de/kkm/de/corona/fallzahlen-land-brandenburg/). Ausgenommen sind Gäste, 
die über einen negativen ärztlich attestierten Covid19-Test verfügen, der höchstens 48 Stunden vor 
Anreise erfolgt ist sowie Personen, die zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst anreisen. 

Bremen: 

Aktuell kein Beherbergungsverbot für Reisende aus innerdeutschen Risikogebieten. 

 

https://kkm.brandenburg.de/kkm/de/corona/fallzahlen-land-brandenburg/


Hamburg: 

Aktuell gilt: Bei der Bereitstellung von Übernachtungsangeboten in Beherbergungsbetrieben, in 
Ferienwohnungen, auf Campingplätzen und in anderen Einrichtungen gilt: Gäste mit touristischem 
Aufenthaltszweck haben schriftlich zu bestätigen, dass sie sich in den vorangegangenen 14 Tagen 
nicht in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt aufgehalten haben, in dem oder in der nach den 
Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts die Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus je 
100.000 Einwohner in den letzten 7 Tagen höher als 50 ist. Abweichend davon ist die Bereitstellung 
von Übernachtungsangeboten zu touristischen Zwecken für Personen, die sich in einem genannten 
Gebiet aufgehalten haben nur zulässig, wenn die betreffenden Personen bei Ankunft der Betreiberin 
oder dem Betreiber des Übernachtungsangebots ein ärztliches Zeugnis vorlegen, das bestätigt, dass 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus vorhanden sind. Das 
ärztliche Zeugnis muss sich auf eine molekularbiologische Testung stützen, die höchstens 48 Stunden 
zuvor erfolgte. Maßgeblich für den Beginn dieser Frist ist der Zeitpunkt der Feststellung des 
Testergebnisses. Ein aus einem fachärztlichen Labor stammender Befund gilt als ärztliches Zeugnis. 
Es genügt die Textform; digital oder auf Papier.     

Hessen: 

Aktuell gilt: Übernachtungsbetriebe dürfen keine Personen aufnehmen, die aus einem Gebiet 
außerhalb Hessens anreisen oder dort ihren Wohnsitz haben, in dem in den letzten sieben Tagen vor 
der geplanten Anreise die Zahl der Neuinfektionen mit dem SARSCoV2Virus nach den Feststellungen 
des Robert Koch Instituts höher als 50 je 100000 Einwohnern liegt. Sofern es sich um ein 
lokaleingrenzbares Infektionsgeschehen handelt und die zuständigen Behörden lediglich regional 
begrenzte Maßnahmen angeordnet haben, werden von Satz 1 ausschließlich Personen erfasst, die 
aus diesen regionalen Bereichen anreisen oder dort ihren Wohnsitz haben. Von Satz 1 nicht erfasst 
sind Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in deutscher oder englischer Spracheverfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem SARSCoV2 
Virus vorhanden sind, und dieses dem für den Ort des Aufenthaltes zuständigen Gesundheitsamt auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen, deren Aufenthalt zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich 
oder medizinisch veranlasst ist oder die einen sonstigen triftigen Grund haben, beispielsweise den 
Besuch engerer Familienangehöriger, eines Lebenspartners oder Partners einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft, die Wahrnehmung eines Sorge oder Umgangsrechts oder die Wahrnehmung 
der Aufgaben eines Beistandes oder die Pflege schutzbedürftiger Personen. Das ärztliche Zeugnis 
darf sich nur auf eine Testung stützen, die höchstens 48 Stunden vor der Anreise vorgenommen 
worden ist. In begründeten Fällen können durch das zuständige Gesundheitsamt Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung aller betroffenen Belange vertretbar ist.  

Mecklenburg-Vorpommern: 

Aktuell gilt: Personen, die sich in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt der Bundesrepublik 
Deutschland aufgehalten haben oder darin ihren Wohnsitz haben, in dem in den letzten sieben Tagen 
vor der Einreise die Zahl der Neuinfektionen laut der Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts pro 
100 000 Einwohner höher als 50 ist, ist die Einreise nach oder der Aufenthalt in Mecklenburg-
Vorpommern untersagt, sofern kein Ausnahmetatbestand greift (z.B. Attest oder Ausübung beruflicher 
Tätigkeiten). Soweit eine Einreise oder ein Aufenthalt für den Betreiber eines Beherbergungsbetriebs 
erkennbar nicht gestattet ist, sind die Betreiber verpflichtet, die Gäste spätestens am Tag vor der 
Anreise darauf hinzuweisen und dies zu dokumentieren. Es besteht die Pflicht, die Hygieneauflagen 
einzuhalten.  

Gleichzeitig gilt eine häusliche Quarantäne für Einreisende aus innerdeutschen Hotspots: Personen, 
die auf dem Land-, See-, oder Luftweg aus dem Ausland nach Mecklenburg-Vorpommern einreisen 
und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in einem innerdeutschen 
Risikogebiet aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf direktem 
Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die 
zunächst in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind. Den in Absatz 1 Satz 1 
genannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, 
die nicht ihrem Hausstand angehören. 



Niedersachsen: 

Aktuell (15.10.2020): Beherbergungsverbot in Niedersachsen vorläufig außer Vollzug gesetzt: 

https://oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/beherbergungsverbot-
in-niedersachsen-vorlaufig-ausser-vollzug-gesetzt-193605.html  

In Hotels, Pensionen, Jugendherbergen und ähnlichen Beherbergungsbetrieben sind Übernachtungen 
zu touristischen Zwecken untersagt für Personen aus einem vom Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung festgelegten und veröffentlichten Gebiet oder einer Einrichtung, in dem oder in der 
die Zahl der Neuinfizierten im Verhältnis zur Bevölkerung 50 oder mehr Fälle je 100000 
Einwohnerinnen und Einwohner kumulativ in den letzten sieben Tagen beträgt, die nicht über ein 
ärztliches Zeugnis in Papierform oder digitaler Form verfügen, das bestätigt, dass keine Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer Infektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 vorhanden sind. 2Ein aus einem 
fachärztlichen Labor stammender Befund ist ein ärztliches Zeugnis. 3Das ärztliche Zeugnis muss sich 
auf eine molekularbiologische Testung stützen, die höchstens 48 Stunden vor der Anreise 
vorgenommen worden ist. 4Maßgeblich für den Beginn der 48-Stunden-Frist ist der Zeitpunkt der 
Feststellung des Testergebnisses.  

5Das Unterbringungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für Gäste, 1. die zwingend notwendig und 
unaufschiebbar beruflich oder medizinisch veranlasst anreisen,2. die einen sonstigen triftigen 
Reisegrund haben, insbesondere einen Besuch einer oder eines Familienangehörigen, einer 
Lebenspartnerin, eines Lebenspartners oder einer Partnerin oder eines Partners einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft, die Wahrnehmung eines Sorge -oder Umgangsrechts oder den Beistand oder 
die Pflege schutzbedürftiger Personen, oder für die das für den Beherbergungsbetrieb zuständige 
Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen auf Antrag eine Ausnahme zugelassen hat. 

Nordrhein-Westfalen: 

In der aktuellen Verordnung gibt es keine Regelung zu Reisenden aus innerdeutschen Risikogebieten.  

Die folgende Regelung gilt nach Auskunft des zuständigen Ministeriums nicht für innerdeutsche 
Risikogebiete: In Hotels, Pensionen, Jugendherbergen und ähnlichen Beherbergungsbetrieben ist die 
Unterbringung von Personen aus einem vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
festgelegten und veröffentlichten Gebiet oder einer Einrichtung mit erhöhtem Infektionsgeschehen 
untersagt, die nicht über ein ärztliches Zeugnis in Papier- oder digitaler Form verfügen, 
welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind. Ein aus einem fachärztlichen Labor stammender Befund 
ist ein ärztliches Zeugnis. Das ärztliche Zeugnis muss sich auf eine molekularbiologische 
Testung stützen, die höchstens 48 Stunden vor der Anreise vorgenommen worden ist. Maßgeblich 
für den Beginn der 48-Stunden-Frist ist der Zeitpunkt der Feststellung des Testergebnisses. Das 
Unterbringungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für Gäste, 1. die zwingend notwendig und unaufschiebbar 
beruflich oder medizinisch veranlasst anreisen 2. die einen sonstigen triftigen Reisegrund haben 
(insbesondere einen Besuch eines Familienangehörigen, eines Lebenspartners oder Partners einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft, die Wahrnehmung eines Sorge- oder Umgangsrechts oder den 
Beistand oder die Pflegeschutzbedürftiger Personen), oder 3. für die das für den 
Beherbergungsbetrieb zuständige Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen auf Antrag eine 
Ausnahme zugelassen hat.      

Rheinland-Pfalz: 

Auf der Internetseite der Landesregierung (www.corona.rlp.de) können Land-kreise, Gemeinden oder 
abgegrenzte Gemeindeteile innerhalb Deutschlands bekannt gemacht werden, in denen ein erhöhtes 
Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. Betriebe nach Absatz 1 dürfen 
keine Personen zu touristischen Zwecken aufnehmen, die aus einem Gebiet anreisen oder dort ihren 
Wohnsitz haben, für das zum Zeitpunkt der Anreise eine Bekanntmachung nach Satz 1 besteht. 
Ausgenommen sind Personen, die über ein ärztliches Zeugnis in deutscher, englischer oder 
französischer Sprache verfügen, welches bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind, und dieses der zuständigen Behörde auf 
Verlangen unverzüglich vorlegen. Das ärztliche Zeugnis muss sich auf eine molekularbiologische 
Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stützen, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem sonstigen durch das Robert Koch-Institut 

https://oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/beherbergungsverbot-in-niedersachsen-vorlaufig-ausser-vollzug-gesetzt-193605.html
https://oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/beherbergungsverbot-in-niedersachsen-vorlaufig-ausser-vollzug-gesetzt-193605.html


veröffentlichten Staat durchgeführt und höchstens 48 Stunden vor der Anreise vorgenommen worden 
ist. Maßgeblich für den Beginn der 48-Stunden-Frist ist der Zeitpunkt der Feststellung des 
Testergebnisses. Die zuständige Behörde kann in begründeten Einzelfällen auf Antrag Ausnahmen 
zu-lassen, soweit dies aus epidemiologischer Sicht, insbesondere unter Berücksichtigung des jeweils 
aktuellen Infektionsgeschehens, vertretbar ist und der Zweck dieser Verordnung nicht beeinträchtigt 
wird. 
 
Auszug aus der Pressemitteilung des Landes Rheinland-Pfalz vom 12.10.2020: Rheinland-Pfalz hatte 
sich zugunsten einer übersichtlichen und deutschlandweiten Regelung bereit erklärt, sich dem 
Beherbergungsverbot anzuschließen. Die ersten Erfahrungen und Rückmeldungen aus den 
Kommunen hätten allerdings große Zweifel an der Wirksamkeit aufkommen lassen. Daher werde die 
Umsetzung nicht am Dienstag (ab Dienstag, den 13.10,2020 sollte das Beherbergungsverbot 
eigentlich gelten) vorgenommen. Ministerpräsidentin Malu Dreyer wird die Eindrücke aus der 
kommunalen Schalte am Mittwoch (14.10.2020) in die Beratung der Länder mit der Kanzlerin 
einbringen. 
 
Saarland: 

Beherbergungsverbot für Reisende aus innerdeutschen Risikogebieten wurde mit Wirkung ab 
16.10.2020 aus der aktuellen Verordnung gestrichen. 

Sachsen: 

Pressebericht vom 15.10.2020: Sachsen will auf eine Umsetzung des Beherbergungsverbots 

für Reisende aus innerdeutschen Corona-Risikogebieten verzichten. Das Beherbergungsverbot 

treffe Menschen, "die nichts mit der Krankheit zu tun haben", sagte der sächsische 

Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) in Dresden nach einem Treffen mit Landräten und 

Bürgermeistern. "Die Art der Ausgestaltung ist nicht verhältnismäßig", kritisierte Kretschmer. 

Landessozialministerin Petra Köpping (SPD) betonte, das Beherbergungsverbot werde ab 

Samstag aufgehoben. 

Aktuell gilt: 

Betreiber von Beherbergungsbetrieben dürfen keine Personen unterbringen, die aus einem Landkreis, 
einer Kreisfreien Stadt im Freistaat Sachsen oder im Bundesgebiet oder aus Stadtstaaten mit 
kumulativ mehr als 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern innerhalb der letzten 7 Tage anreisen 
oder dort ihren Wohnsitz haben. Sofern es sich um ein lokal eingrenzbares Infektionsgeschehen 
handelt und die zuständigen Behörden lediglich regional begrenzte Maßnahmen angeordnet haben, 
werden von dem Beherbergungsverbot ausschließlich Personen erfasst, die aus diesen regionalen 
Bereichen anreisen oder dort ihren Wohnsitz haben. Ausgenommen sind Personen, die über einen 
ärztlichen Befund verfügen, aus dem sich ergibt, dass eine molekularbiologische Testung keine 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ergeben hat. Die 
Testung darf höchstens 48 Stunden vor der Anreise vorgenommen worden sein. Gebiete mit 
erhöhtem Infektionsrisiko nach Satz 1 oder 2 werden durch das Staatsministerium für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt festgelegt und ortsüblich auf der 
Internetseite www.coronavirus.sachsen.de bekanntgegeben.  

Sachsen-Anhalt: 

Aktuell gilt: Die Beherbergung von Personen, die ihren ersten Wohnsitz in einer Region (Landkreis 
oder kreisfreie Stadt) innerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben, in welcher innerhalb eines 
Zeitraums von 7 Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 laut der 
Veröffentlichungen des Robert Koch-Instituts 
unter https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html höher als 50 von 
100.000 Einwohnern ist, ist verboten. Von dieser Regelung nicht erfasst sind Personen, die über ein 
ärztliches Zeugnis in deutscher oder englischer Sprache verfügen, welches bestätigt, dass keine 
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhanden sind, 
und dieses dem Betreiber des Beherbergungsbetriebs unverzüglich zur Kenntnis bringen. Dieses 
ärztliche Zeugnis muss sich auf eine molekularbiologische Testung auf das Vorliegen einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

http://www.coronavirus.sachsen.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html


einem sonstigen durch das Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat durchgeführt und höchstens 48 
Stunden vor Anreise vorgenommen worden ist. Das ärztliche Zeugnis ist durch die einreisende Person 
für mindestens 14 Tage nach der Anreise aufzubewahren.         

Schleswig-Holstein: 

Aktuell gilt folgende Regelung für Personen aus innerdeutschen Risikogebieten: Das für Gesundheit 
zuständige Ministerium des Landes Schleswig-Holstein kann einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, in welchem oder in welcher innerhalb eines Zeitraums von 
sieben Tagen die Rate der Neuinfektionen mit dem Coronavirus laut der Veröffentlichungen des 
Robert Koch-Instituts höher als 50 von 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ist, als inländische 
Hochinzidenzgebiete ausweisen. Die Entscheidungen werden auf der Internetseite https://schleswig-
holstein.de/DE/Landesregierung/VIII/_startseite/Artikel_2020/_Informationen_Urlauber/teaser_informat
ionen_urlauber.html veröffentlicht. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage in Gebieten, die 
am Tag der Ankunft als Gebiete nach Satz 1 ausgewiesen sind, aufgehalten haben, dürfen nicht zu 
touristischen Zwecken in Hotels und Beherbergungsbetrieben beherbergt werden. Abweichend von 
Satz 3 dürfen Personen beherbergt werden, wenn sie bei Ankunft dem Betrieb gegenüber schriftlich 
bestätigen, dass sie über ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
auf Papier oder in einem elektronischen Dokument in deutscher, englischer oder französischer 
Sprache verfügen und das Testergebnis nicht mehr als 48 Stunden vor Ankunft festgestellt worden ist. 
Der zu Grunde liegende Test muss die jeweils aktuellen und veröffentlichten Anforderungen des 
Robert Koch-Instituts oder der Verordnung zur Testpflicht von Einreisenden aus Risikogebieten vom 6. 
August 2020 (BAnz AT 07.08.2020 V1) erfüllen. 

FAQs der Landesregierung zu den Bestimmungen für Einreisende aus einem inländischen Hotspot 
finden Sie hier: 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/FAQ/Dossier/tourismus.html  

Thüringen: 

Aktuell kein Beherbergungsverbot für Reisende aus innerdeutschen Risikogebieten. 
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